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Jahrgang 2016 Ausgegeben am 13. Juni 2016 Teil 1

45. Bundesgesetz: Anderung des Bundesgesetzes Uber die Forderung von
Handwerkerleistungen

(NR: GP XXV RV 1107 AB 1141 S. 128. BR: AB 9588 S. 854.)

45. Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz Uber die Forderung von
Handwerkerleistungen geéndert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz tber die Férderung von Handwerkerleistungen, BGBI. Nr. 31/2014, wird wie
folgt geandert:

1. Dem § 2 Abs. 5 wird folgender Satz angefiigt: ,,Legt der Forderwerber ebenso einen dem § 132a BAO
entsprechenden Beleg vor, so gilt dieser Zahlungsnachweis als erbracht.*

2.In § 2 Abs. 7 wird die Wortfolge ,,nach dem 30. Juni 2014 und vor dem 31. Dezember 2015* durch die
Wortfolge ,,nach dem 31. Mai 2016 und vor dem 31. Dezember 2017 ersetzt.

3. In § 5 wird die Wortfolge ,,Férderungen nach diesem Bundesgesetz im Gesamtausmal® von hdchstens
10 Millionen Euro fiir das Jahr 2014 und hochstens 20 Millionen Euro flr das Jahr 2015“ durch die
Wortfolge ,,Forderungen (einschlieBlich Verwaltungskosten) nach diesem Bundesgesetz im
Gesamtausmal} von hdchstens 40 Millionen Euro fur die Jahre 2016 und 2017, wovon fiir 2016 héchsten
20 Millionen Euro zur Auszahlung gelangen,” ersetzt.

4. Dem § 5 wird folgende Passage angeflgt: ,,Forderungen fir das Jahr 2017 kdnnen jedoch nur dann
gewahrt werden, wenn die reale Verénderung der Osterreichischen Wirtschaftsleistung gemessen am
Bruttoinlandsprodukt gemdR ESVG 2010 in den ersten drei Quartalen des Jahres 2016 gegeniiber der
Vorjahresperiode 1,5 von Hundert unterschritten hat. Der Bundesminister fur Finanzen hat diesen Wert
(1. Schatzung) unverziglich im Rechts- und Fachinformationssystem des Finanzressorts
(http://findok.bmf.gv.at/findok) zu verdffentlichen.”

Fischer

Kern
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31. Bundesgesetz: Forderung von Handwerkerleistungen
(NR: GP XXV RV 44 AB 45S. 17. BR: AB 9157 S. 828.)

31. Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz Uber die Foérderung von
Handwerkerleistungen beschlossen wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Bundesgesetz tiber die Forderung von Handwerkerleistungen

Inhaltsverzeichnis

Art / Paragraf Gegenstand / Bezeichnung

81. Ziele

8 2. Forderungsgegenstand und Férderungsvoraussetzungen
§ 3. Forderungswerber

8 4. Forderungsausmaf

8 5. Mitteleinsatz

8 6. Abwicklungsstelle

§ 7. Forderungsverfahren

§ 8. Richtlinien

8 9. Verweisung auf andere Rechtsvorschriften
810. Personenbezogene Bezeichnungen

811. Vollziehung

Ziele
8 1. (1) Ziele der Forderung von Handwerkerleistungen sind
1. die Bekdmpfung der Schwarzarbeit;
2. die Stérkung der redlichen Wirtschaft;
3. die Setzung von wachstums- und konjunkturbelebenden Impulsen.
(2) Ein Rechtsanspruch auf Forderung besteht nicht.

(3) Soweit eine Forderung nach diesem Bundesgesetz gewahrt wird, kdnnen die zu Grunde
liegenden Aufwendungen steuerlich nicht als Betriebsausgaben, Werbungskosten oder Sonderausgaben
geltend gemacht werden.

Forderungsgegenstand und Férderungsvoraussetzungen

8§ 2. (1) Gegenstand der Forderung ist die Inanspruchnahme von Arbeitsleistungen fir MalRhahmen
in Zusammenhang mit der Renovierung, Erhaltung und Modernisierung von im Inland gelegenem
Wohnraum.

(2) Leistungserbringer muss ein Unternehmen sein, das zur Ausubung des entsprechenden
reglementierten Gewerbes (im Sinne des § 94 der Gewerbeordnung 1994, BGBI. Nr. 194/1994) befugt ist.

(3) Geférdert werden nur Kosten fiir die reine Arbeitsleistung (inklusive Fahrtkosten). Insbesondere
sind Materialkosten, Kosten fiir Waren sowie Kosten der Entsorgung nicht Gegenstand der Férderung.
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(4) Uber die Erbringung der MaBnahmen muss der Forderungswerber (§ 3) eine Endrechnung im
Sinne des 8 11 des Umsatzsteuergesetzes 1994, BGBI. Nr. 663/1994, vorlegen. In dieser Endrechnung
miissen die Kosten fir die reine Arbeitsleistung und die Fahrtkosten gesondert ausgewiesen sein.

(5) Der Forderungswerber muss nachweisen, dass die Zahlung auf das Konto des
Leistungserbringers (Abs. 2) erfolgt ist.

(6) Fur die MalRnahmen dirfen keine geférderten Darlehen, steuerfreien Zuschisse oder sonstigen
Férderungen in Anspruch genommen werden.

(7) Die MalRnahmen missen nach dem 30. Juni 2014 und vor dem 31. Dezember 2015 begonnen
werden.

Forderungswerber

8§ 3. (1) Forderungswerber kann nur eine natirliche Personen sein.

(2) Forderbar sind nur Arbeitsleistungen in Zusammenhang mit dem vom Férderungswerber fur
eigene Wohnzwecke genutzten Wohnraum. Der Rechtstitel fir die Nutzung (beispielsweise Eigentum,
Wohnungseigentum, Miteigentum, Miete, Baurecht) ist unbeachtlich.

(3) Ist die Arbeitsleistung nicht vom Forderungswerber selbst beauftragt worden (insbesondere nicht
vom Mieter, sondern vom Vermieter), so hat der Forderungswerber die auf ihn (anteilig) entfallenden
Kosten mit einer entsprechenden Kostenabrechnung des Auftraggebers (insbesondere des Vermieters)

nachzuweisen. Dies  gilt  sinngemal  fir MalRnahmen, die im  Auftrag  einer
Wohnungseigentimergemeinschaft erfolgen.

Forderungsausman

8 4. Die Hohe der Forderung betrégt 20% der forderbaren Kosten (ohne Umsatzsteuer), wenn die
forderbaren Kosten je Rechnung mindestens 200 Euro betragen. Die Hochstgrenze der forderbaren
Kosten pro Forderungswerber, Wohneinheit und Jahr betrdgt 3 000 Euro (ohne Umsatzsteuer). Pro Jahr
und Forderwerber kann maximal ein Férderantrag gestellt werden.

Mitteleinsatz

8 5. Der Bundesminister fiir Finanzen kann Forderungen nach diesem Bundesgesetz im
Gesamtausmal’ von hochstens 10 Millionen Euro flr das Jahr 2014 und hdchstens 20 Millionen Euro fur
das Jahr 2015 gewahren.

Abwicklungsstelle

8 6. (1) Mit der Abwicklung der Foérderungen nach diesem Bundesgesetz ist eine geeignete Stelle
(Abwicklungsstelle) zu betrauen. Der Bundesminister flir Finanzen wird erméchtigt, die
Abwicklungsstelle per Verordnung festzulegen und einen Vertrag Uiber die inhaltliche Ausgestaltung der
Abwicklung mit der Abwicklungsstelle abzuschlielen.

(2) Der Vertrag hat insbesondere zu regeln

1. die Aufbereitung und Prifung der Férderungsansuchen gemal den Bestimmungen dieses
Gesetzes und den jeweiligen Richtlinien

2. den Abschluss der Vertrdge im Namen und auf Rechnung des Bundesministers fur Finanzen mit
den Forderungswerbern, die Abrechnung und die Auszahlung der Forderungsmittel so wie die
Kontrolle der Einhaltung der Férderungsbedingungen

. die Ruckforderung von gewéhrten Férderungsmitteln

. die Vorlage eines gepriften Rechnungsabschlusses an den Bundesminister fiir Finanzen
. die Vorlage von Tétigkeitsberichten an den Bundesminister fur Finanzen

. die Vertragsauflésungsgrinde

7. den Gerichtsstand.

(3) Die Geschafte sind mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes zu fihren. Fir die
Abwicklung der Forderung ist ein gesonderter Rechnungskreis zu fiihren.

(4) Dem Bundesminister fiir Finanzen ist jederzeit Einsicht insbesondere in die Férderungsansuchen
und in die deren Abwicklung betreffenden Unterlagen zu gewéhren.

(5) Dem Bundesminister fiir Finanzen sind von der Abwicklungsstelle Auskinfte (ber
Forderungsansuchen und deren Abwicklung zu erteilen und auf Verlangen entsprechende Berichte zu
Ubermitteln.

(6) Fur die Prifung der Téatigkeit nach diesem Bundesgesetz hat der Bundesminister fur Finanzen
einen Wirtschaftsprifer zu bestellen, der nicht mit dem nach unternehmensrechtlichen Bestimmungen zu
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bestellenden Abschlusspriifer ident ist. Der Wirtschaftspriifer hat das Ergebnis der Prifung dem
Bundesminister fiir Finanzen umgehend vorzulegen.

(7) Die Abwicklungsstelle unterliegt hinsichtlich ihrer Tatigkeit nach diesem Gesetz der Kontrolle
durch den Rechnungshof.

(8) Zur Vollziehung des § 1 Abs.3 sind den Abgabenbehtrden des Bundes alle gewahrten
Férderungen in geeigneter Weise elektronisch mitzuteilen.

Forderungsverfahren

8§ 7. (1) Forderungsansuchen sind unter Anschluss der erforderlichen Unterlagen, soweit in anderen
Bestimmungen dieses Gesetzes nichts anderes bestimmt, bei der Abwicklungsstelle (§ 6) oder bei einer
vom Bundesminister fir Finanzen in deren Vertretung zur Annahme von Ansuchen erméachtigten Stelle
einzubringen.

(2) Die Abwicklungsstelle ist berechtigt, die Meldedaten des Forderungswerbers im Zentralen
Melderegister zu Uberprifen.

(3) Die Forderungsansuchen sind gemalt den jeweiligen Bestimmungen dieses Gesetzes und den
Richtlinien von der Abwicklungsstelle zu priifen.

(4) Nach stattgebender Entscheidung hat die Abwicklungsstelle einen Forderungsvertrag mit dem
Forderungswerber abzuschlieen und das Bundesministerium fur Finanzen zu verstandigen

(5) Bei Ablehnung ist der Forderungswerber von der Abwicklungsstelle unter Angabe der fiir die
Entscheidung maf3geblichen Griinde zu verstandigen.

(6) Im Forderungsvertrag geméall Abs. 4 sind Bedingungen, Auflagen und Vorbehalte aufzunehmen,
die insbesondere der Einhaltung der Ziele dieses Bundesgesetzes dienen.

Richtlinien

8§ 8. (1) Der Bundesminister flr Finanzen hat Richtlinien fir die Durchfuhrung der Férderungen zu
erlassen.
(2) Die Forderrichtlinien haben insbesondere folgende Punkte zu enthalten tber
1. den Gegenstand der Forderung
. die forderbaren Kosten
. die personlichen und sachlichen Voraussetzungen fiir das Erlangen einer Férderung
. das AusmaR und die Art der Forderung
. das Verfahren
a) Ansuchen (Art, Inhalt und Ausstattung der Unterlagen)
b) Auszahlungsmodus
¢) Berichtslegung (Kontrollrechte)
d) Einstellung und Riickforderung der Forderung
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Verweisung auf andere Rechtsvorschriften

8 9. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird, sind
diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Personenbezogene Bezeichnungen

8 10. Bei den in diesem Bundesgesetz verwendeten personenbezogenen Bezeichnungen gilt die
gewahlte Form fiir beide Geschlechter.

Vollziehung
8§ 11. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister flr Finanzen betraut.

(2) Der Bundesminister fur Finanzen hat Gber die VVollziehung dieses Bundesgesetzes sowie Uber die
dem Bund daraus erwachsenden Belastungen dem Nationalrat bis spétestens 31. Dezember 2016 zu
berichten.

Fischer

Faymann

www.ris.bka.gv.at


http://www.ris.bka.gv.at/

	BUNDESGESETZBLATT
	1. Dem § 2 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt: „Legt der Förderwerber ebenso einen dem § 132a BAO entsprechenden Beleg vor, so gilt dieser Zahlungsnachweis als erbracht.“
	2. In § 2 Abs. 7 wird die Wortfolge „nach dem 30. Juni 2014 und vor dem 31. Dezember 2015“ durch die Wortfolge „nach dem 31. Mai 2016 und vor dem 31. Dezember 2017“ ersetzt.
	3. In § 5 wird die Wortfolge „Förderungen nach diesem Bundesgesetz im Gesamtausmaß von höchstens 10 Millionen Euro für das Jahr 2014 und höchstens 20 Millionen Euro für das Jahr 2015“ durch die Wortfolge „Förderungen (einschließlich Verwaltungskosten)...
	4. Dem § 5 wird folgende Passage angefügt: „Förderungen für das Jahr 2017 können jedoch nur dann gewährt werden, wenn die reale Veränderung der österreichischen Wirtschaftsleistung gemessen am Bruttoinlandsprodukt gemäß ESVG 2010 in den ersten drei Qu...


